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Intro 
 

Liebe Leserinnen, liebe Leser, 

die Lage im Nahen und Mittleren Osten hat sich in den vergangenen Tagen deutlich 

zugespitzt. Die militärische Eskalation rund um den Iran zeigt einmal mehr, wie fragil die 

Sicherheitsarchitektur in dieser Region ist – und welche unmittelbaren Auswirkungen 

Konflikte dort auch auf Europa und die internationale Ordnung haben können. Die 

Entwicklungen werden von der Bundesregierung daher mit großer Aufmerksamkeit verfolgt 

und in enger Abstimmung mit unseren internationalen Partnern bewertet. 

Für Deutschland ist dabei klar: Die Sicherheit Israels hat für uns eine besondere Bedeutung. 

Angriffe und Drohungen des iranischen Regimes gegenüber Israel sind inakzeptabel. 

Gleichzeitig liegt es im Interesse der internationalen Gemeinschaft, eine weitere Eskalation 

der militärischen Auseinandersetzungen zu verhindern. Ziel bleibt es, die Spirale aus Angriff 

und Gegenangriff zu durchbrechen und den Weg zurück zu politischen und diplomatischen 

Lösungen zu öffnen. Deutschland stimmt sich dabei insbesondere mit Frankreich und dem 

Vereinigten Königreich im sogenannten E3-Format ab. 

Gleichzeitig wird die Sicherheit deutscher Staatsbürgerinnen und Staatsbürger sowie 

deutscher Einrichtungen in der Region sehr genau im Blick behalten. Im Auswärtigen Amt 

wurde hierzu ein Krisenstab eingerichtet, der die Lage kontinuierlich bewertet und 

entsprechende Maßnahmen koordiniert. 

In Krisenlagen wie dieser – und weil die Situation so volatil ist – zeigt sich, wie entscheidend 

ein abgestimmtes Vorgehen mit unseren Partnern ist. Es braucht eine sachliche 

Lagebeurteilung, einen realistischen Blick auf Risiken und verlässliche Koordination. Ziel 

bleibt, Eskalationsdynamiken zu bremsen, Deeskalation zu ermöglichen und 

Gesprächsfähigkeit dort zu sichern, wo sie noch möglich ist. 

Im Deutschen Bundestag standen in der vergangenen Sitzungswoche mehrere wichtige 

Entscheidungen auf der Tagesordnung. So hat der Bundestag unter anderem Änderungen am 

Bundesjagdgesetz beschlossen, mit denen der rechtliche Rahmen für den Umgang mit dem 

Wolf weiterentwickelt werden soll. Gleichzeitig wurde die Reform der Grundsicherung für 
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Arbeitsuchende verabschiedet. Mit ihr wird das bisherige Bürgergeld neu ausgerichtet und 

der Schwerpunkt wieder stärker auf die Vermittlung in Arbeit gelegt. 

Neben den Beratungen und Entscheidungen in Berlin war ich auch wieder im Wahlkreis 

unterwegs. Bei verschiedenen Terminen und Gesprächen vor Ort – unter anderem in 

Neuerburg, Oberbillig und Trier – ging es um ganz unterschiedliche Themen: von 

Jugendarbeit und Ehrenamt über innovative Mobilitätsprojekte bis hin zu Fragen der 

wirtschaftlichen Entwicklung und der Gesundheitsversorgung im ländlichen Raum. 

Ich wünsche Ihnen eine interessante Lektüre. 

Herzliche Grüße 

Ihr Patrick Schnieder 
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Die Eifel auf der Internationalen Tourismusbörse in Berlin 

In dieser Woche habe ich die Internationale Tourismusbörse (ITB) in Berlin besucht – die 

weltweit größte Fachmesse der Tourismusbranche. Natürlich habe ich auch am Stand der 

Eifel Tourismus GmbH vorbeigeschaut, wo unsere Region gemeinsam mit Partnern ihre 

touristischen Angebote präsentiert hat. 

Am Stand habe ich mich mit Vertreterinnen und Vertretern der Eifel Tourismus GmbH sowie 

weiteren Akteuren aus der Region über aktuelle Entwicklungen und Projekte ausgetauscht. 

Im Mittelpunkt standen dabei unter anderem die Vermarktung der Eifel als Natur- und 

Aktivregion, neue touristische Angebote sowie die Chancen, die Digitalisierung und neue 

Zielgruppen für den Tourismus in unserer Region bieten. 

Die Gespräche haben einmal mehr deutlich gemacht, welche große Bedeutung der 

Tourismus für die Eifel hat. Viele Arbeitsplätze in Gastronomie, Hotellerie und 

Dienstleistungsbetrieben hängen unmittelbar davon ab. Umso wichtiger ist es, die Stärken 

unserer Region sichtbar zu machen und neue Gäste für unsere Heimat zu gewinnen. 

Es hat mich sehr gefreut zu sehen, mit welchem Engagement die Eifel auf der ITB vertreten 

war und auf welch großes Interesse unsere Region auch überregional stößt. 

 

Grundsicherung neu ausrichten 

Bürgergeld wird zum „Grundsicherungsgeld“ 

Der Deutsche Bundestag hat in dieser Sitzungswoche die Reform der Grundsicherung für 

Arbeitsuchende beschlossen. Das bisherige Bürgergeld wird als „Grundsicherungsgeld“ neu 

geordnet. Das Ziel ist es, die Unterstützung für Menschen in schwierigen Lebenssituationen 

verlässlich zu sichern und gleichzeitig den Weg zurück in Arbeit wieder stärker in den 

Mittelpunkt zu stellen. 

Mir ist dabei ein Punkt besonders wichtig: Die Grundsicherung soll Menschen helfen, wenn 

sie Unterstützung brauchen. Gleichzeitig muss aber gelten, dass Arbeit sich lohnt und 

Unterstützung nicht zur Dauerlösung wird. Wer arbeiten kann, soll die Chance erhalten – und 

auch die Erwartung spüren –, möglichst schnell wieder auf eigenen Beinen zu stehen. 

Ein Schwerpunkt der Reform liegt deshalb auf einer stärkeren Vermittlung in Arbeit. Die 

Jobcenter sollen sich wieder stärker darauf konzentrieren, Menschen zügig in Beschäftigung 

zu bringen. Qualifizierungsmaßnahmen bleiben weiterhin möglich, sollen aber gezielter 

eingesetzt werden, wenn sie tatsächlich notwendig sind, um eine dauerhafte Perspektive im 

Arbeitsmarkt zu schaffen. 

Zugleich werden Regeln und Verfahren klarer ausgestaltet. Wer staatliche Unterstützung 

erhält, soll im Rahmen des Zumutbaren auch aktiv daran mitwirken, die eigene 

Hilfebedürftigkeit zu überwinden. Wenn eine zumutbare Arbeit ohne wichtigen Grund 
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abgelehnt wird oder Termine wiederholt nicht wahrgenommen werden, müssen künftig 

wieder spürbarere Konsequenzen möglich sein. 

Auch bei einzelnen Rahmenbedingungen gibt es Anpassungen. So werden die Regelungen 

zum Schonvermögen neu strukturiert, und bei den Kosten für Unterkunft und Heizung wird 

stärker darauf geachtet, dass Leistungen zielgerichtet und angemessen eingesetzt werden. 

Gleichzeitig bleiben Schutzmechanismen bestehen – etwa für Menschen, die aus 

gesundheitlichen oder familiären Gründen besondere Unterstützung benötigen. 

Die Reform verfolgt damit ein klares Ziel: eine Grundsicherung, die unterstützt, aber auch 

Erwartungen formuliert. Hilfe, wenn sie gebraucht wird – und gleichzeitig ein klarer Weg 

zurück in Arbeit. 

 

Änderung des Bundesjagdgesetzes 

Rechtsrahmen für das Wolfsmanagement weiterentwickelt 

Der Deutsche Bundestag hat in dieser Sitzungswoche Änderungen am Bundesjagdgesetz 

sowie am Bundesnaturschutzgesetz beschlossen. Ziel der Reform ist es, den Rechtsrahmen 

für den Umgang mit dem Wolf an die veränderte Lage in vielen Regionen anzupassen und 

den Ländern mehr Klarheit für ein praxistaugliches Wolfsmanagement zu geben. 

Kern der Neuregelung ist, dass der Wolf künftig grundsätzlich in das Bundesjagdrecht 

einbezogen wird. Damit wird eine rechtliche Grundlage geschaffen, um 

Managementmaßnahmen besser in einem einheitlichen Regelungsrahmen abzubilden. 

Zugleich bleibt entscheidend: Alle Maßnahmen müssen weiterhin mit den Vorgaben des 

europäischen Arten- und Naturschutzrechts vereinbar sein. Der Schutzstatus und die 

Anforderungen an Rechtssicherheit, Verhältnismäßigkeit und Begründung bleiben damit 

weiterhin maßgeblich. 

Hintergrund der Gesetzesänderung ist die zunehmende Ausbreitung des Wolfs in 

Deutschland. Die Rückkehr des Wolfs ist ein Erfolg des Artenschutzes. Gleichzeitig wachsen 

aber auch die Konflikte – insbesondere dort, wo Weidetierhaltung und Wolf in räumlicher 

Nähe zusammentreffen. Nutztierrisse, erhebliche Schutzaufwände und die Sorge um die 

wirtschaftliche Tragfähigkeit einzelner Betriebe belasten vielerorts die Weidetierhalterinnen 

und Weidetierhalter. 

Mit der nun beschlossenen Reform soll deshalb ein besseres Gleichgewicht zwischen dem 

Schutz der Art und den berechtigten Interessen der Landwirtschaft erreicht werden. Durch 

die Einordnung des Wolfs in das Jagdrecht erhalten die Länder zusätzliche Möglichkeiten, auf 

regionale Entwicklungen zu reagieren und Konfliktsituationen vor Ort rechtssicher zu 

bewältigen. 

Mit der Reform soll ein besseres Verhältnis zwischen Artenschutz und Weidetierschutz 

erreicht werden. Dabei geht es nicht um ein „Entweder-oder“, sondern um einen Rahmen, 
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der den Schutz der Art weiter gewährleistet und zugleich handhabbar ist, wenn Konfliktlagen 

zunehmen oder sich regional zuspitzen. Die Länder sollen dadurch auf regionale 

Entwicklungen verlässlicher reagieren können – mit klareren Zuständigkeiten und 

nachvollziehbaren Verfahren. 

Wichtig ist auch: Herdenschutz bleibt zentral. Schutzmaßnahmen wie Zäune, 

Herdenschutzhunde oder angepasste Weideführung bleiben weiterhin entscheidende 

Instrumente. Die gesetzlichen Änderungen ersetzen diese Maßnahmen nicht, sondern sollen 

den Rahmen ergänzen, damit in besonderen Konfliktsituationen regional angemessen und 

rechtssicher gehandelt werden kann. 

 

Unterwegs im Wahlkreis 

Termine zwischen Neuerburg, Oberbillig und Trier 

Der vergangene Samstag stand ganz im Zeichen dessen, was unsere Region ausmacht: 

Ehrenamt, Engagement und konkrete Projekte, die vor Ort etwas bewegen. 

Neuerburg: Jugend, Ehrenamt und Versorgung im ländlichen Raum 

In Neuerburg zeigte sich an mehreren Stationen, wie lebendig die Stadt ist: Von der 

Jugendburg als Ort für Jugendfreizeiten und Begegnung über den Übungsdienst der 

Freiwilligen Feuerwehr am Klettersteig bis hin zum Erste-Hilfe-Kurs zur 

Führerscheinvorbereitung – überall wurde deutlich, wie viel Verantwortung hier praktisch 

gelebt wird. Ein weiterer Schwerpunkt war das Gesundheitszentrum Neuerburg: Moderne 

Versorgungskonzepte sind entscheidend, damit medizinische Grundversorgung auch im 

ländlichen Raum verlässlich funktioniert. 

Oberbillig: Elektro-Solarfähre „Sankta Maria II“ und Bürgerdialog 

Gemeinsam mit Johannes Kölling ging es außerdem nach Oberbillig zur Vorstellung der 

Elektro-Solarfähre „Sankta Maria II“ – ein spannendes Beispiel dafür, wie innovative 

Mobilitätsangebote auch im ländlichen Raum funktionieren können, wenn Idee, Umsetzung 

und Akzeptanz zusammenkommen.  

Trier: Austausch mit der Transportwirtschaft 

Mit Franziska Lang stand darüber hinaus ein Termin in Trier auf dem Programm: Beim 

Austausch mit Verkehrsexperten und der mittelständischen Transportwirtschaft ging es um 

Fragen, die die Branche unmittelbar bewegen – von verlässlichen Rahmenbedingungen bis zu 

praktischen Verbesserungen im Alltag.  

CDU-Meinungsmobil: zuhören, aufnehmen, dranbleiben 

Zum Abschluss war das CDU-Meinungsmobil auf dem Marktplatz ein guter Ort für direkte 

Gespräche – offen, konkret und nah an den Themen, die die Menschen in der Südeifel 

beschäftigen. 
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Vielen Dank an alle, die diese Termine möglich gemacht und begleitet haben – insbesondere 

Michael Ludwig, Anna Carina Krebs, Manuela Schmitz sowie Johannes Kölling und Franziska 

Lang für Organisation, Austausch und Rückenwind vor Ort. 
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